
Aussprache zur Regierungserklärung des Herrn Minister­
präsidenten Lothar de Maiziere.

Wir haben uns im Präsidium darauf geeinigt, daß zunächst je­
de Fraktion, unabhängig von ihrer Größe, die Möglichkeit hat, 
15 Minuten zu dieser Regierungserklärung zu sprechen. Wir be­
ginnen mit der Fraktion DBD/DFD. Ich bitte den Abgeordneten 
Dr. Günter Maleuda, das Wort zu nehmen.

Abg. Dr. Maleuda, Vorsitzender der Fraktion DBD/DFD:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit der gestri­
gen Regierungserklärung hat der Ministerpräsident der Deut­
schen Demokratischen Republik, Herr de Maiziere, ein Pro­
gramm seiner Regierung vorgestellt, das den Weg zur Herstel­
lung zur deutschen Einheit markiert. Ausgehend vom Willen un­
serer Mitglieder und Wähler findet dieses Programm die Zustim­
mung der Fraktion der Demokratischen Bauernpartei und des 
Demokratischen Frauenbundes Deutschlands.

Unsere Fraktion wird alle Maßnahmen der Regierung unter­
stützen, die unter Beachtung der Lebensinteressen der Men­
schen unseres Landes ergriffen werden. Wir treten dafür ein, 
daß das Volk der Deutschen Demokratischen Republik erhobe­
nen Hauptes in die Einheit Deutschlands geht. Wir stimmen der 
Absicht der Regierung zu, mit klaren Positionen, die den Erfor­
dernissen und Bedingungen der DDR entsprechen, in die bevor- 

henden Verhandlungen mit der Bundesregierung zu gehen.
'Das ist auch deshalb notwendig, weil seit dem 18. März zehntau­
sende Bürger auf Kundgebungen und Demonstrationen ihre 
Vorstellungen und Forderungen dazu deutlich zum Ausdruck 
gebracht haben.

So manche Verunsicherung der Bürgerinnen und Bürger un­
seres Landes wird immer wieder durch unakzeptable Äußerun­
gen von Politikern und Spekulationen in der Presse der Bundes­
republik hervorgerufen. Kaum ein Tag vergeht ohne Ankündi­
gung von Vorhaben mit nachfolgenden Dementis.

Wir stimmen den entscheidenden Zielsetzungen in der Regie­
rungserklärung zu, möchten aber folgendes hervorheben:

1. Die untrennbare Verbindung von Währungs- und Wirt­
schaftsunion mit einer Sozialunion, die das Abdrängen von Tei­
len der Bevölkerung, insbesondere der Rentner, der Behinder­
ten, der Alleinstehenden, der Alleinerziehenden mit Kindern 
und anderen in das soziale Abseits verhindert.

2. Die unbedingte Umstellung der Löhne, Renten und Spar­
guthaben im Verhältnis 1:1 zu frühestmöglichem Termin.

„_ß. Der Schutz unserer Wirtschaft, vor allem auch der Land-,
Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft vor unlauteren Verdrän­
gungswettbewerb durch westliche Unternehmen.

4. Die kurzfristige Erarbeitung von Lösungen zur Umbewer­
tung der Fonds, Kredite und Guthaben der Betriebe, die ihre 
Rentabilität und Wettbewerbsfähigkeit unter den neuen Bedin­
gungen sichern.

5. Die Sicherung der Eigentums- und Nutzungsrechte der 
Bürger, Betriebe und Genossenschaften entsprechend den seit 
1945 in unserem Land entstandenen Eigentumsverhältnissen.

6. Die Unantastbarkeit der Ergebnisse der demokratischen 
Bodenreform, die Klärung von unrechtmäßigen Eigentums­
wechseln und die Haftung des Staates für Wiedergutmachung, 
damit altes Unrecht nicht durch neues Unrecht beglichen wird. 
Und schließlich die schrittweise Angleichung der Rechtsnormen 
der DDR und der Bundesrepublik, was eine generelle und kritik­
lose Übernahme bundesdeutscher Gesetze und Rechtsvorschrif­
ten für das Gebiet der DDR ausschließt. Letztgenanntes Problem 
gewinnt angesichts der bekundeten Absicht der Regierung und 
der gestrigen Diskussion zum Verfassungsentwurf besondere 
Bedeutung.

Verehrte Abgeordnete! Große Erwartungen werden von Bäue­
rinnen und Bauern, den Arbeiterinnen und Arbeitern der Land-,

Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft an die neue Regierung ge­
stellt. Die Bauerndemonstration während der 2. Volkskammerta­
gung in der vorigen Woche hat das deutlich zum Ausdruck ge­
bracht. Unsere Fraktion ist bereit, ihre Sach- und Fachkompe­
tenz in die Lösung der anstehenden Aufgaben einzubringen, be­
hält sich aber kritische Wertungen zu Entscheidungen vor, die 
nicht den Interessen der Landbevölkerung entsprechen sollten.

Nicht aufschiebbar ist die Sicherung der Abnahme von 
Schlachtvieh, Eiern und Milch zur Gewährleistung einer stabi­
len Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln, die aus 
eigenem Aufkommen zur Verfügung stehen. Das gilt auch für 
Gemüse, Obst, Zierpflanzen und Schnittblumen. Zu diesem Pro­
blem haben wir klare Aussagen in der Regierungserklärung ver­
mißt.

(Unruhe bei CDU/DA und DSU)

Die Bäuerinnen und Bauern sowie die Beschäftigten in der 
Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft unseres Landes 
fordern, die ungesetzlichen und unkontrollierten Einfuhren von 
Agrarerzeugnissen aus der Bundesrepublik zu verhindern. Die 
Bauern befinden sich in den Startlöchern, um Straßen und 
Grenzübergänge zu blockieren, wenn der Binnenmarkt nicht ge­
schützt wird. Es geht um wirksame Sofortmaßnahmen.

Unverständlich ist für Bürger, daß die Erzeugnisse der Land- 
und Nahrungsgüterwirtschaft nicht abgenommen werden, aber 
gleichzeitig die Versorgung mit Waren des täglichen Bedarfs 
nicht immer und überall gesichert ist. Wir halten es für erforder­
lich und wollen mitwirken, das desolate Handelssystem in Ord­
nung zu bringen.

Dringender Handlungsbedarf besteht zur weiteren Ausgestal­
tung der rechtlichen Regelungen zum Schutz des persönlichen 
und genossenschaftlichen Eigentums der Bauern an Grund und 
Boden, aber auch der Besitzer von Eigenheimen bzw. von 
Grundstücken für Erholungszwecke. Die staatliche Hoheit für 
die Nutzung des Bodens muß gewährleistet werden. Das ist übri­
gens auch in der Bundesrepublik so.

Umgehend sind die ökonomischen und juristischen Rahmen­
bedingungen für eine gesicherte Perspektive der Genossen­
schaften, anderer Betriebe und Unternehmen aller Eigentums­
formen beim Übergang zur sozialen und ökologisch orientierten 
Marktwirtschaft zu schaffen. Dazu gehören neue Gesetze für die 
Genossenschaften und die Unternehmensgründung. Dazu ge­
hört die Entschuldung der Genossenschaften und Betriebe zur 
Sicherung der Chancengleichheit, und schließlich gehören dazu 
auch entschiedene Maßnahmen zur raschen und durchgreifen­
den Verbesserung der materiell-technischen Bedingungen in 
den Betrieben der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft.

Das schließt eine vernünftige Subventionspolitik und vertret­
bare Quotenregelung ein. Wir nehmen zustimmend zur Kennt­
nis, daß die Regierung für die Landwirtschaft einen mehrjähri­
gen Übergangs- und Anpassungszeitraum an die hohen Quali- 
täts- und Effektivitätsanforderungen auf dem EG-Markt ge­
währleisten will.

Unsere Fraktion wird sich dafür einsetzen, daß der Übergang 
zur Marktwirtschaft nicht zur Vernichtung bäuerlicher Existen­
zen und zu sozialer Unsicherheit in den Dörfern führt.

Verehrte Abgeordnete! Die Lebensinteressen der Menschen 
unseres Landes erfordern, dem Schutz und der Erhaltung der 
Natur und Umwelt sowie der rationellen Nutzung der Naturres­
sourcen einen hohen Stellenwert beizumessen. Die Fraktion der 
DBD/DFD hebt die Notwendigkeit hervor, daß die Einheit von 
Ökologie und Ökonomie erreicht werden muß. Umweltschutz­
verträglichkeitsprüfungen bei allen Investitionsmaßnahmen 
und das Verursacherprinzip müssen konsequent durchgesetzt 
werden.

Mit der Überarbeitung bestehender und neuer rechtlicher Re­
gelungen ist durch die Volkskammer und die Regierung der 
DDR eine umfassende Umweltschutzgesetzgebung zu beschlie­
ßen.
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